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I. BUNDESGESETZBLATT 
 
BGBl II 341/2022  

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betreffend 
Verkehrsbeschränkungen für Personen mit positivem SARS-CoV-2-Test geändert wird (1. Novelle zur COVID-19-Verkehrsbe-
schränkungsverordnung) 

 

BGBl II 342/2022 (Anlage) 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend den Frauenförderungs-
plan des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 

 

BGBl II 344/2022 

Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Wirtschaft, mit der die Gebarungsrichtlinienverordnung geändert wird 

 
II. AMTSBLATT DER EU 
 
ABl L 239 v 15.09.2022, 1 

Durchführungsverordnung (EU) 2022/1529 des Rates vom 14. September 2022 zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr 
269/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Un-
abhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen 

 

ABl L 239 v 15.09.2022, 149 

Beschluss (GASP) 2022/1530 des Rates vom 14. September 2022 zur Änderung des Beschlusses 2014/145/GASP über rest-
riktive Maßnahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Uk-
raine untergraben oder bedrohen 

 
III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 
 

AUSGABE 37 | 16.09.2022 
 



A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 
 
13.06.2022, G 378/2021 ua (G 378/2021-9) 

ZivildienstG; Verfassungswidrigkeit der Zuständigkeit des Heerespersonalamts – einer dem Bundesminister für militärische 
Angelegenheiten organisatorisch untergeordneten Behörde – zur Erlassung von Bescheiden betreffend die Wohnkostenbei-
hilfe für Zivildienstleistende; keine Besorgung der im Zusammenhang mit dem Zivildienst stehenden Verwaltungsaufgaben 
durch – dem Bundesminister für Landesverteidigung unterstehenden – Behörden auf Grund der verfassungsgesetzlichen Tren-
nung der Systeme von ziviler und militärischer Gewalt 

 

18.06.2022, G 30/2022 

IPR-G; Abweisung eines Parteiantrags auf Aufhebung einer Bestimmung des IPR-G betreffend die Voraussetzungen der An-
nahme an Kindes statt; ausländisches Recht, das eine Adoption durch gleichgeschlechtliche Paare verwehrt, verletzt die 
Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung, den Gleichheitsgrundsatz sowie das Recht auf Achtung des Pri-
vat- und Familienlebens; keine Anwendung des ausländischen Rechts auf Grund der ordre public-Klausel des IPR-G 

 

30.06.2022, G 230/2021 (G 230/2021-20) 

ABGB; Verletzung im Gleichheitsrecht sowie im Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens durch Diskriminierung 
der "anderen Elternschaft" bei weiblichen gleichgeschlechtlichen Paaren; keine Möglichkeit zur Begründung der "anderen El-
ternschaft" durch die Partnerin der Mutter bei einer "Heiminsemination", sondern nur nach Vornahme einer medizinisch unter-
stützten Fortpflanzung an der Mutter; Diskriminierung nach dem Geschlecht und der sexuellen Orientierung durch Gewäh-
rung des Schutzes der sozialen Familie bei gleichgeschlechtlicher Ehe oder eingetragener Partnerschaft nur bei medizinisch 
unterstützter Fortpflanzung; erbrechtliche Schlechterstellung von Kindern der "Heiminsemination" verletzt das Kindeswohl 

 

30.06.2022, E 4420/2020 (Anlassfall G 230/2021 (G 230/2021-20)) 

ABGB; Aufhebung des angefochtenen Erkenntnisses im Anlassfall 

 

25.08.2022, E 1720/2022 ua 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Bestätigung einer Rückkehrentschei-
dung betreffend eine Familie von Staatsangehörigen Aserbaidschans; mangelnde rechtliche Beurteilung durch Prüfung eines 
anderen Sachverhalts 

 
B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
 
02.06.2022, Ro 2022/02/0009 

StVO; keine Inbetriebnahme eines Autos iSd § 5 Abs 1 StVO, wenn Zündung nur zum Schließen der Fenster betätigt wurde; 
zwar kann das Betätigen der Zündung eine Tätigkeit sein, die (notwendigerweise) der Lenkung des Fahrzeuges vorausgeht; es 
kommt jedoch auf die jeweiligen Umstände des Einzelfalls an 

 
C. VERWALTUNGSGERICHTE 
 
LVwG OÖ 08.08.2022, LVwG-552328 

OÖ Flurverfassungs-LandesG; die Agrarbehörde hat gemäß §§ 29 iVm 15 OÖ Flurverfassungs-LandesG zwar eine Gesamt-
lösung in rechtlicher, wirtschaftlicher und ökologischer Hinsicht bzw ökologische Maßnahmen wie vor allem die Erhaltung, 
Neustrukturierung und Neuschaffung von Ökoverbundsystemen anzustreben; daraus ergibt sich aber nicht, dass im ggst 
Fall die kostengünstigste Variante für die Ausführung der Wirtschaftswege zu wählen ist; darüber hinaus ist der Umstand, ob 
öffentliche Förderungen bzw Förderrichtlinien bestehen, im Rahmen dieses Verfahrens nicht maßgeblich; zudem stellt dies kein 
von der Bf wahrzunehmendes Interesse iSd § 89 Abs 1 Z 3 leg cit dar 

 

 



LVwG NÖ 27.07.2022, LVwG-AV-506/001-2022  

GewO; der mit „Sonderregelungen für bestimmte Fristen“ überschriebene § 2 COVID-19-Verwaltungsrechtliches-BegleitG gilt 
nur für „verfahrensrechtliche Fristen“; die Frist des § 78 Abs 1 GewO ist eine „materiell-rechtliche Frist“, sodass die Fris-
tenhemmung des § 2 Abs 1 Z 2 COVID-19-Verwaltungsrechtliches-BegleitG nicht auf die Frist des § 78 Abs 1 GewO anzuwen-
den ist  

 

LVwG Wien 17.08.2022, VGW-002/082/10552/2019 ua 

VwGVG; wenngleich die mündliche Verkündung des Erkenntnisses mit seiner schriftlichen Ausfertigung eine Einheit bil-
det, hat beim hier vorliegenden eindeutigen Sachverhalt (21-monatige Zeitspanne zwischen Verkündung und Ausfertigung der 
Entscheidung) zur Vermeidung eines verfassungswidrigen Ergebnisses ausnahmsweise die innere Verbindung der mündlichen 
Verkündung des Erkenntnisses mit seiner schriftlichen Ausfertigung außer Betracht zu bleiben, sodass der Verkündung wegen 
des seither verstrichenen langen Zeitraums keine normative Kraft bzw Bindungswirkung zukommt; jedenfalls wird der schrift-
lichen Ausfertigung Vorrang vor der verkündeten Entscheidung iSd lex-posterior-Regel zukommen 

 
IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 
 
A. GERICHTSHOF 
 
13.09.2022, Rs C-45/21, Banka Slovenije 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Europäisches System der Zentralbanken – Nationale Zentralbank – Richtlinie 2001/24/EG – 
Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten – Schadensersatz wegen der Entscheidung über Sanierungsmaßnahmen – 
Art 123 AEUV und Art 21.1 des Protokolls (Nr 4) über die Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der 
Europäischen Zentralbank – Verbot der monetären Finanzierung der Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets – Art 130 
AEUV und Art 7 dieses Protokolls – Unabhängigkeit – Weitergabe vertraulicher Informationen 

 

15.09.2022, Rs C-420/20, HN (Procès d’un accusé éloigné du territoire) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union – Art 47 und 48 – Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten – Art 6 – Richtlinie (EU) 
2016/343 – Stärkung bestimmter Aspekte der Unschuldsvermutung und des Rechts auf Anwesenheit in der Verhandlung in 
Strafverfahren – Art 8 – Recht auf Anwesenheit in der Verhandlung – Mit einem fünfjährigen Einreiseverbot einhergehende 
Rückkehrentscheidung – Voraussetzungen für die Durchführung einer Verhandlung in Abwesenheit der betroffenen Person – 
Im nationalen Recht vorgesehene Pflicht zur Anwesenheit in der Verhandlung 

 

15.09.2022, Rs C-669/20, Veridos 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2009/81/EG – Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau‑, Liefer- 
und Dienstleistungsaufträge – Art 38 und 49 – Verpflichtung zur Prüfung, ob ein ungewöhnlich niedriges Angebot vorliegt – 
In einer nationalen Regelung vorgesehenes Kriterium für die Beurteilung der Frage, ob ein Angebot ungewöhnlich niedrig ist – 
Nichtanwendbarkeit – Erfordernis einer Mindestanzahl von drei Angeboten – Kriterium, das auf dem Erfordernis beruht, dass 
ein Angebot mehr als 20 % günstiger ist als der Mittelwert der Angebote der anderen Bieter – Gerichtliche Nachprüfung 

 

15.09.2022, Rs C-675/20 P, Brown/ Kommission und Rat 

Rechtsmittel – Öffentlicher Dienst – Anhang VII des Statuts der Beamten der Europäischen Union – Art 4 Abs 1 Buchst a 
und b – Beamter der Europäischen Union, der die Staatsangehörigkeit des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord-
irland besitzt und in den zehn Jahren vor seinem Dienstantritt im Hoheitsgebiet des Staates, in dem der Ort seiner dienstlichen 
Verwendung liegt, seinen ständigen Wohnsitz gehabt hat – Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Union – Erwerb der 
Staatsangehörigkeit des Staates des Ortes der dienstlichen Verwendung – Aberkennung des Anspruchs auf die Auslandszu-
lage – Aufhebungsklage 

 

 

 



15.09.2022, Rs C-705/20, Fossil (Gibraltar) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Staatliche Beihilfen – Von der Regierung von Gibraltar angewandte Beihilferegelungen zur 
Körperschaftsteuer – Beschluss (EU) 2019/700 – Nichtbesteuerung passiven Einkommens aus Zinsen und Nutzungsentgel-
ten – Beschluss der Europäischen Kommission, mit dem die Beihilferegelung für rechtswidrig und mit dem Binnenmarkt unver-
einbar erklärt wird – Rückforderungspflicht – Umfang – Nationale Vorschrift, die nicht Gegenstand der von der Kommission 
durchgeführten Untersuchung der streitigen staatlichen Beihilfen war – Anrechnung der im Ausland entrichteten Steuer zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung 

 

15.09.2022, Rs C-4/21, Fédération des entreprises de la beauté 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Rechtsangleichung – Kosmetische Mittel – Verordnung (EG) Nr 1223/2009 – Art 27 – 
Schutzklausel – Art 27 Abs 1 – Geltungsbereich – Vorläufige nationale Schutzmaßnahmen – Allgemeine Maßnahme – An-
wendung auf eine Kategorie von kosmetischen Mitteln, die den gleichen Stoff enthalten – Einzelmaßnahme – Anwendung auf 
ein konkret bezeichnetes kosmetisches Mittel – Vorläufige nationale Maßnahme, die eine bestimmte Kennzeichnung einer 
Kategorie von auf der Haut verbleibenden Mitteln, die Phenoxyethanol enthalten, vorschreibt 

 

15.09.2022, Rs C-18/21, Uniqa Versicherungen 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Europäisches Mahnverfahren – Verordnung 
Nr 1896/2006 – Art 16 Abs 2 – 30-Tage-Frist für die Einlegung eines Einspruchs gegen den Europäischen Zahlungsbefehl – 
Art 20 – Überprüfungsverfahren – Art 26 – Anwendung des nationalen Rechts auf Verfahrensfragen, die in dieser Verordnung 
nicht ausdrücklich geregelt sind – Covid-19-Pandemie – Nationale Regelung, durch die die Verfahrensfristen in Zivilsachen für 
einige Wochen unterbrochen wurden 

 

15.09.2022, Rs C-22/21, Minister for Justice and Equality (Ressortissant de pays tiers cousin d’un citoyen de l’Union) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2004/38/EG – Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten – Art 3 Abs 2 Unterabs 1 Buchst a – Begriff des Familien-
angehörigen, der mit dem primär aufenthaltsberechtigten Unionsbürger in häuslicher Gemeinschaft lebt – Beurteilungskrite-
rien 

 

15.09.2022, Rs C-58/21, Rechtsanwaltskammer Wien 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit – Verordnung (EG) Nr 883/2004 – Art 
13 – Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften – Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mit-
gliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit – Anhang II – Art 1 
Abs 2 – Rechtsanwalt mit Mittelpunkt der privaten und beruflichen Tätigkeiten in der Schweiz, der seinen Beruf noch in zwei 
weiteren Mitgliedstaaten ausübt – Antrag auf Gewährung einer vorzeitigen Altersrente – Nationale Regelung, nach der der 
Betroffene im betreffenden Mitgliedstaat und im Ausland auf die Ausübung dieses Berufs verzichten muss 

 

15.09.2022, Rs C-227/21, HA EN 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Recht auf Vorsteuerabzug – Verkauf eines 
Grundstücks zwischen Steuerpflichtigen – Verkäufer, über dessen Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde – Nati-
onale Praxis, wonach dem Käufer das Recht auf Vorsteuerabzug mit der Begründung versagt wird, dass er von den Schwierig-
keiten des Verkäufers, die nachgelagert geschuldete Mehrwertsteuer zu entrichten, Kenntnis gehabt habe oder hätte haben 
müssen – Betrug und Rechtsmissbrauch – Voraussetzungen 

 

15.09.2022, Rs C-347/21, DD (Réitération de l’audition d’un témoin) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Richtlinie (EU) 2016/343 – Stärkung bestimmter 
Aspekte der Unschuldsvermutung und des Rechts auf Anwesenheit in der Verhandlung in Strafverfahren – Art 8 Abs 1 – 
Recht einer beschuldigten Person auf Anwesenheit in der Verhandlung – Vernehmung eines Belastungszeugen in Abwesen-
heit der beschuldigten Person – Möglichkeit, die Verletzung eines Rechts in einem späteren Verfahrensstadium zu beheben – 
Zusätzliche Vernehmung des Zeugen – Richtlinie 2013/48/EU – Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand in Strafverfahren 
– Art 3 Abs 1 – Vernehmung eines Belastungszeugen in Abwesenheit des Rechtsbeistands der beschuldigten Person 

 

 



15.09.2022, Rs C-416/21, J Sch Omnibusunternehmen und K Reisen 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge – Richtlinie 2014/24/EU – Art 57 Abs 4 Unter-
abs 1 Buchst d – Fakultative Ausschlussgründe – Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern, die auf eine Verzer-
rung des Wettbewerbs abzielen – Richtlinie 2014/25/EU – Art 36 Abs 1 – Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Gleich-
behandlung der Bieter – Art 80 Abs 1 – In der Richtlinie 2014/24/EU festgelegte Ausschlussgründe und Auswahlkriterien – 
Bieter, die eine wirtschaftliche Einheit bilden und getrennte, weder eigenständige noch unabhängige Angebote abgegeben 
haben – Erforderlichkeit hinreichend plausibler Anhaltspunkte für den Nachweis eines Verstoßes gegen Art 101 AEUV 

 
B. SCHLUSSANTRÄGE 
 
15.09.2022, Rs C-695/20, Fenix International (GA Rantos) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 291 Abs 2 AEUV – Durchführungsbefugnis des Rates der Europäischen Union – Richtlinie 
2006/112/EG – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Art 28 und 397 – Steuerpflichtige, die bei der Erbringung von Dienst-
leistungen im eigenen Namen, aber für Rechnung Dritter tätig werden – Durchführungsverordnung (EU) Nr 282/2011 – Art 
9a – Elektronisch erbrachte Dienstleistungen, die über ein Telekommunikationsnetz, eine Schnittstelle oder ein Portal erbracht 
werden– Vermutungen in Bezug auf die Bestimmung des Dienstleistungserbringers – Möglichkeit des Steuerpflichtigen, diese 
Vermutungen zu widerlegen – Gültigkeit 

 

15.09.2022, Rs C-46/21 P, Acer/Aquind (GA Sánchez-Bordona) 

Rechtsmittel – Energie – Verordnung (EG) Nr 713/2009 – Entscheidung der ACER, mit der ein Antrag auf Gewährung einer 
Ausnahme für neue Elektrizitätsverbindungsleitungen abgelehnt wurde – Beim Beschwerdeausschuss der ACER eingelegte 
Beschwerde – Funktion, Zusammensetzung, Befugnisse und Dauer des Verfahrens vor dem Beschwerdeausschuss der ACER 
– Intensität der Kontrolle – Art 17 der Verordnung (EG) Nr 714/2009 – Ausnahmeregelung für neue Elektrizitätsverbindungs-
leitungen – Art 12 der Verordnung (EU) Nr 347/2013 – Allgemeines Finanzierungssystem für die transeuropäische Energiein-
frastruktur – Finanzierung von Vorhaben von gemeinsamem Interesse – Grenzüberschreitende Kostenaufteilung 

 

15.09.2022, Rs C-292/21, CNAE ua (GA Emiliou) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Binnenmarkt – Richtlinie 2006/123/EG – Kurse zur Sensibilisierung und Nachschulung für 
den Straßenverkehr zur Wiedererlangung von Punkten für die Fahrerlaubnis – Art 2 Abs 2 Buchst d – Anwendungsbereich – 
Ausschluss – ‚Verkehrsdienstleistungen‘ – Niederlassungsfreiheit – Konzession für eine öffentliche Dienstleistung – Voraus-
setzungen für die Vergabe der Konzession für eine öffentliche Dienstleistung – Art 15 – Dienstleistung von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse – Verhältnismäßigkeit – Über das zur Erreichung des verfolgten Ziels Erforderliche hinausgehende 
nationale Anforderungen 

 

15.09.2022, Rs C-343/21, Zamestnik izpalnitelen direktor na Darzhaven fond „Zemedelie“ (GA Medina) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsame Agrarpolitik – Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) – Fördermaßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums – Zahlungen für Agrarumweltmaßnah-
men – Verordnung Nr 1974/2006 – Art 45 Abs 4 – Flurbereinigungs- und Bodenordnungsverfahren – Hinderung des Begüns-
tigten an der Erfüllung seiner eingegangenen Verpflichtungen – Fehlen von erforderlichen Vorkehrungen, um die Verpflichtun-
gen an die neue Lage des Betriebs anzupassen 

 

15.09.2022, Rs C-396/21, FTI Touristik (Voyage à forfait aux Îles Canaries) (GA Medina) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 267 AEUV – Richtlinie 2015/2302 – Durchführung eines Pauschalreisevertrags – Ver-
tragswidrigkeit bei der Erbringung einer in einer Pauschalreise zusammengefassten Reiseleistung – Preisminderung für jeden 
Zeitraum, in dem eine Vertragswidrigkeit vorlag – Unvermeidbare und außergewöhnliche Umstände – Am Reiseziel angeord-
nete Einschränkungen wegen der weltweiten Verbreitung einer Infektionskrankheit – Covid-19 

 

15.09.2022, Rs C-407/21, UFC - Que choisir und CLCV (GA Medina) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 267 AEUV – Richtlinie (EU) 2015/2302 – Pauschalreise und verbundene Reiseleistun-
gen – Beendigung eines Pauschalreisevertrags – Unvermeidbare und außergewöhnliche Umstände – Covid-19 – Art der 
Rückzahlung der vom Reisenden für die Pauschalreise geleisteten Zahlungen – Erstattung in Geld oder Erstattung in Form 



eines Gutscheins in entsprechender Höhe – Vorübergehende Ausnahme von der Verpflichtung des Veranstalters, dem Reisen-
den Zahlungen innerhalb von 14 Tagen nach Beendigung des Pauschalreisevertrags zu erstatten 

 
C. GERICHT 
 
14.09.2022, Rs T-744/19, Methanol Holdings (Trinidad)/ Kommission 

Dumping – Einfuhren von Mischungen von Harnstoff und Ammoniumnitrat mit Ursprung in Russland, Trinidad und Tobago und 
den USA – Durchführungsverordnung (EU) 2019/1688 – Art 3 Abs 1 bis 3 und 5 bis 8 der Verordnung (EU) 2016/1036 – Vertrieb 
über verbundene Unternehmen – Rechnerische Ermittlung des Ausfuhrpreises – Schädigung des Wirtschaftszweigs der 
Union – Berechnung der Preisunterbietung – Schadensursache – Art 9 Abs 4 der Verordnung 2016/1036 – Berechnung der 
Schadensspanne – Schadensbeseitigung 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
08.09.2022, Beschwerde Nr 35898/16, J.I./ Kroatien 

Verletzung von Art 3 EMRK (Verbot der Folter), Unterlassung einer wirksamen Untersuchung angeblicher Todesdrohungen 
gegen das gefährdete Vergewaltigungsopfer durch seinen Täter und seinen Vater, Verstoß gegen das innerstaatliche Recht 

 

08.09.2022, Beschwerde Nr 37574/19, P.H. / Slowakei 

Verletzung von Art 2 EMRK (Recht auf Leben) Bf stürzte aus Fenster einer Polizeistation, unwirksame Untersuchung des 
Vorfalls, Verantwortlichkeit des Staates für Verletzungen, da der Beamte es versäumt hatte, sie gemäß den innerstaatlichen 
Vorschriften für die Begleitung von Personen ständig zu beobachten 

 

14.09.2022, Beschwerde Nr 24384/19 ua, H.F. ua./Griechenland GC 

Verletzung von Art 3 EMRK 4. ZP (Verbot der Ausweisung eigener Staatsangehöriger), Fehlende Überprüfung mit Garantien 
gegen Willkür für die Verweigerung der Rückführung von Staatsangehörigen, die nach dem Fall des "Islamischen Staates", dem 
sie sich angeschlossen hatten, mit ihren Kindern in von Kurden betriebenen Lagern festgehalten wurden, kein allgemeines 
Recht auf Rückführung, Positive Verfahrenspflichten 
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Rundbrief Polizeirecht Aktuell kostenlos abonnieren 

 

DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 



Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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